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Zur Versorgungslage beim Schwangerschaftsabbruch: Methodische Grenzen und 
Einordnung der ELSA-Studie 

«Anrede_lang» «Nachname», 

die aktuelle parlamentarische Debatte zum Schwangerschaftsabbruch wird in wesentlichen 
Teilen unter Bezugnahme auf die ELSA-Studie geführt. Angesichts der Tragweite der zu 
erörternden Fragen möchten wir Ihnen ergänzend einen fachlich differenzierten Beitrag von 
Prof. Dr. Matthias David aus der Zeitschrift FRAUENARZT übermitteln. 

Unser Anliegen ist es ausdrücklich nicht, die notwendige politische und gesellschaftliche 
Diskussion zu verengen oder vorwegzunehmen. Vielmehr möchten wir dazu beitragen, dass 
diese Debatte auf einer möglichst breiten und sorgfältig eingeordneten fachlichen Grundlage 
geführt wird. Aus unserer Sicht ist dies auch deshalb geboten, weil Ergebnisse der ELSA-
Studie in der öffentlichen und politischen Debatte teilweise sehr weitreichend interpretiert 
werden, ohne dass ihre methodischen Limitationen stets in gleicher Weise berücksichtigt 
werden. 

Gerade bei einem Thema, das in ethischer, rechtlicher, gesellschaftlicher und medizinischer 
Hinsicht von hoher Sensibilität ist, halten wir es für wichtig, Studienergebnisse nicht nur in 
ihrer Aussagekraft, sondern auch in ihrer methodischen Anlage, ihrer Reichweite und ihrer 
Interpretation differenziert zu betrachten. Der beigefügte Beitrag leistet hierzu aus unserer 
Sicht einen wertvollen Beitrag. 

Wir würden uns freuen, wenn der beigefügte Beitrag in die weiteren Beratungen einbezogen 
wird und zu einer sachlichen, wissenschaftlich fundierten und differenzierten Diskussion 
beiträgt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Geschäftsstelle 
Postfach 20 03 63 
80003 München 
Telefon +49 89 244466-0 
Telefax +49 89 244466-100 
E-Mail bvf@bvf.de
Internet www.bvf.de
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◼ Die Versorgungslage und die Bar-
rieren beim Schwangerschaftsabbruch 
in Deutschland sind Gegenstand kon-
troverser Diskussionen. Im vorliegen-
den Beitrag wird der Abschlussbe-
richt der ELSA-Studie zum Thema kri-
tisch analysiert, mit besonderem 
Fokus auf Methodik, Stichprobenzie-
hung und die Interpretation der er-
hobenen Daten.

Zur Vorgeschichte des 
Forschungsvorhabens

In einem Ende 2019 vom damaligen 
Bundesminister für Gesundheit, Jens 
Spahn, vorgelegten „Konzept zur Fort-
entwicklung der Qualifizierung von Ärz-
tinnen und Ärzten, die Schwanger-
schaftsabbrüche vornehmen“ wurde 
mitgeteilt, dass das Bundesministeri-
um für Gesundheit (BMG) „beabsich-
tigt, Forschungsvorhaben zur psychoso-
zialen Situation und zum Unterstüt-
zungsbedarf von Frauen mit ungewollter 
Schwangerschaft, finanziell zu för-
dern…“ (1). Die Förderbekanntma-
chung wurde am 9. September 2019 
veröffentlicht. Ziel der Fördermaßnah-
me sei es, so das BMG, „bezogen auf 
die spezifische Situation in Deutschland 
weitergehende wissenschaftlich basierte 
Erkenntnisse zu maßgeblichen Einfluss-
faktoren auf das Erleben und die Verar-
beitung einer ungewollten Schwanger-
schaft, zur Versorgungssituation und zu 
den Bedarfen betroffener Frauen zu er-
langen…“ (1). In die Forschungsvorha-

ben einbezogen werden sollten sowohl 
Frauen, die einen Schwangerschaftsab-
bruch durchführen lassen, als auch sol-
che, die sich für das Austragen des 
Kindes entscheiden (1).

Nach einem entsprechenden Antrags-, 
Begutachtungs- und Auswahlverfahren 
wurden schließlich drei Studien geför-
dert, deren Abschlussberichte nun seit 
dem 13.8.2025 auf der Homepage des 
BMG nachlesbar sind: 
1. „Medizinische Versorgungssituati-

on zur Durchführung eines 
Schwangerschaftsabbruchs im 
Krankenhaussektor in Deutschland 
(MedVersKH)“ (Förderzeitraum 
2020 bis 2023, Fördersumme ca. 
230.000 Euro), 

2. „Betroffenenzentrierung von Ver-
sorgungs- und Unterstützungsan-
geboten für Frauen mit ungewoll-
ter Schwangerschaft (CarePreg) 
(Förderzeitraum 2020 bis 2024, 
Fördersumme ca. 350.000 Euro) 

3. „Erfahrungen und Lebenslagen un-
gewollt Schwangerer. Angebote der 
Beratung und Versorgung (ELSA)“ 
(Förderzeitraum 2020 bis 2024; 
Fördersumme ca. 4,7 Mill. Euro). 

Obwohl sowohl die MedVersKH- als auch 
die CarePreg-Studie interessante und 
wichtige Ergebnisse erbracht haben, 
sind diese in der (Fach-) Öffentlichkeit 
bislang wenig beachtet worden. 

Das mediale Interesse fokussierte sich 
bisher und konzentriert sich wohl auch 
weiterhin auf die Ergebnisse der ELSA-
Studie, aus denen, wenngleich die Stu-
dienresultate auf der Analyse nicht-re-
präsentativer Kollektive beruhen, nicht 

nur durch Journalistinnen und Journa-
listen, sondern auch durch die Studien-
verantwortlichen selbst erstaunlich ein-
deutige und weitreichende gesund-
heits-/politische Schlussfolgerungen für 
die Bundesrepublik Deutschland gezo-
gen werden, die wenig Raum für Relati-
vierungen und vorsichtigere kritische 
Interpretationen der erhobenen Daten 
lassen.

Das pdf-Dokument des Abschlussbe-
richts der ELSA-Studie ist mit insge-
samt fast 1.000 Seiten sehr umfang-
reich (2). Möglicherweise hat dies dazu 
geführt, dass nur die jeweils wenige 
Seiten umfassenden Zusammenfassun-
gen gelesen wurden, die naturgemäß 
selektiv solche Forschungsergebnisse 
und Schlussfolgerungen enthalten, die 
aus Sicht des verantwortlichen Studien-
teams als neu und wichtig eingestuft 
werden.

Bisher weitgehend unbeachtet blieben 
die vielen positiven Daten und Fakten, 
die die ELSA-Studie bezüglich der „Ver-
sorgungssituation mit Schwanger-
schaftsabbrüchen“ in Deutschland zu 
Tage gefördert hat und die im Ab-
schlussbericht (2) nachzulesen sind. 
Diese Ergebnisse zeigen, dass die so-
zialen, medizinischen und psychischen 
Aspekte des Themas nicht unabhängig 
voneinander betrachtet werden kön-
nen. Aus medizinisch-ärztlicher Sicht, 
dies sei an dieser Stelle betont, ist ein 
Schwangerschaftsabbruch als solcher – 
insbesondere im Hinblick auf das Ziel 
– eine in der modernen Medizin einzig-
artige Maßnahme, die aber auch in ih-
rer ethisch-moralischen Dimension mit 
keiner anderen ärztlichen Handlung zu 

Versorgungsforschung

Viele Barrieren, schlechte Versorgungslage 
beim Schwangerschaftsabbruch? 
Ein Diskussionsbeitrag zum Abschlussbericht der Studie „Erfahrungen und Lebenslagen ungewollt Schwangerer. 
Angebote der Beratung und Versorgung (ELSA)“ 

Matthias David1

1 Charité – Universitätsmedizin Berlin, 
Klinik für Gynäkologie, Campus Virchow-
Klinikum 
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vergleichen ist. „Jeder Schwanger-
schaftskonflikt und möglicher Schwan-
gerschaftsabbruch stellen zunächst eine 
starke Belastung sowohl für die betref-
fende Frau als auch für das Fachperso-
nal dar, das an Beratung und Durchfüh-
rung beteiligt ist…“ (3). Mit dem auf 
Wunsch (ungewollt) schwangerer Frau-
en medikamentös oder operativ durch-
geführten Schwangerschaftsabbruch 
nach Beratungsregel werden in den al-
lermeisten Fällen gesunde Frauen resp. 
keine Krankheiten von Patientinnen 
behandelt, bei denen durch diese ärzt-
lichen Maßnahmen eine Heilung bzw. 
eine deutliche Verbesserung der Le-
bensqualität zu erreichen wäre.

Nachfolgend werden einige aus Sicht 
des Autors interessante und wichtige 
Ergebnisse aus dem Abschlussbericht, 
die bisher nicht oder nur am Rande in 
der Diskussion der Ergebnisse der EL-
SA-Studie und der postulierten 
Schlussfolgerungen eine Rolle spiel-
ten, vorgestellt und mit der gebotenen 
Vorsicht kommentiert. Ganz unabhän-
gig davon, dass im wissenschaftlichen 
Disput unterschiedliche Meinungen 
üblich und sogar wünschenswert sind, 
ist den verschiedenen Forschungs-
teams der unter dem Dach der ELSA-
Studie zusammengefassten Teilstudien 
großer Respekt für die fundierte und 
umfassende wissenschaftliche Bearbei-
tung des von Kontroversen behafteten 
Themas Schwangerschaftsabbruch zu 
zollen. Dies schließt das Wissen um 
die großen konzeptionellen bzw. me-
thodischen Schwierigkeiten einer Stu-
die, die Frauen mit einem zum Ab-
bruch der Schwangerschaft führenden 
Schwangerschaftskonflikt befragen 
möchte, ein.

Fragen an die Methodik

Vorauszuschicken ist, dass die meisten 
Befragungen bzw. Interviews der ELSA-
Studie während der COVID-19-Pandemie 
stattfanden, was bei der Beurteilung 
der Befragungsergebnisse insbesondere 
in Bezug auf erfragte psychische Be-
lastungen beachtet werden muss, und 
was deren allgemeine Aussagekraft re-
lativiert. Diese Limitation schlägt sich 

nicht in ausreichendem Maße bei der 
Dateninterpretation nieder.

Hauptzielgruppe des umfangreichsten 
Studienteils der ELSA-Studie waren 
Frauen mit einer ungewollt eingetrete-
nen, aber ausgetragenen Schwanger-
schaft, die durch ein Screeningverfah-
ren im Zuge einer Zufallsauswahl aus 
Einwohnermeldeamtsadressen gewon-
nen werden sollten, wobei die „Grund-
gesamtheit weibliche gesetzliche Vertre-
tungen von Kindern im Alter von 0 bis 6 
Jahren bildeten“ (Abschlussbericht (2) 
S. 38). Es wurden laut Abschlussbericht 
(S. 38/39) zwischen „Dezember 2021 
und September 2022 insgesamt 4.630 
Interviews im Rahmen der Erstbefragung 
realisiert“, wobei hier offensichtlich 
nicht zwei Personen „face-to-face“ oder 
am Telefon interagierten, sondern ein 
vom Projekt entwickelter und in einer 
Pilotphase getesteter Fragebogen von 
den teilnehmenden Frauen online aus-
gefüllt wurde, was die Repräsentativität 
der Stichprobe einschränkt. 

Die mit Hilfe einer speziell dafür enga-
gierten Firma erhaltene Bruttostich-
probe hatte ca. 33.000 Adressen um-
fasst. Nach „Datenbereinigung und An-
wendung einer eng gefassten Definition 
für ungewollte Schwangerschaften“ 
(S. 39) konnten, so heißt es im Ab-
schlussbericht, 4.589 „Interviews“ in 
die Auswertung einbezogen werden, 
darunter 572 zu ungewollt eingetrete-
nen, aber ausgetragenen Schwanger-
schaften. Nach Bereinigung der Brut-
tostichprobe ist das ein Rücklauf von 
14,7 % (4.589 von 31.244); diese 
Stichprobenausschöpfung wird vom 
ELSA-Team als „zufriedenstellend“ ein-
geschätzt (S. 39). 

Ebenfalls auf Seite 39 des Abschlussbe-
richts finden sich zwei weitere Ein-
schränkungen bezüglich der Verallge-
meinerbarkeit der Ergebnisse: 
1. Durch das Einwohnermelderegister 

sind keine unmittelbaren Rück-
schlüsse dazu möglich, ob Frauen 
Kinder geboren haben, sondern 
nur dazu, ob sie „…die gesetzliche 
Vertretung von Minderjährigen aus-
üben…“. 

2. In Bezug auf die Stichprobenzie-
hung von Frauen mit einem 
Schwangerschaftsabbruch wird 
mitgeteilt: „Die Stichprobe erfüllt 
nicht das Kriterium der Repräsenta-
tivität im Sinne einer Zufallsaus-
wahl…“ (eine ähnliche Formulie-
rung findet sich auf S. 17 des Ab-
schlussberichts).

Angestrebt war, 500 Frauen mit Schwan-
gerschaftsabbrüchen in der Vorgeschich-
te zu erreichen, wobei im ELSA-Ab-
schlussbericht nicht ausgeführt wird, auf 
welcher (Haupt-)Fragestellung oder Hy-
pothese eine Fallzahlschätzung beruhte, 
die zu dieser Vorgabe für die Größe des 
Befragungskollektivs geführt hat (S. 
40). Diese Fallzahl wurde nun über fol-
gende Wege erreicht: „Screening im Rah-
men der Einwohnermeldeamtsstichprobe; 
Abbrucheinrichtungen; Beratungsstellen; 
Social Media; Women on Web; Fälle aus 
der Sonderstichprobe Nordhausen (Frau-
en mit Gewalt- oder Fluchterfahrung) …“ 
(S. 40), woraus sich ein sehr heteroge-
nes, weiterhin nicht repräsentatives Kol-
lektiv ergeben hat.

Dem Bericht ist zu entnehmen, dass 
schließlich bis September 2022 662 
Frauen einbezogen und die Rekrutie-
rungsanstrengungen für die Stichprobe 
„Frauen mit Schwangerschaftsabbruch“ 
beendet wurden. Interessant ist, dass 
darunter 47 Frauen waren, „die eine ge-
wollt eingetretene Schwangerschaft abge-
brochen haben und 7 Frauen, die keine 
Angabe zu ihrer Schwangerschaftsintenti-
on machten. Diese Fälle wurden aus der 
Stichprobe ausgeschlossen…“ (S. 42). Es 
ist bedauerlich, dass keine Auswertung 
des Teilkollektivs dieser 47 Frauen mit 
gewollt eingetretener und dann doch 
beendeter Schwangerschaft erfolgt ist; 
immerhin sind dies mit den sieben „un-
klaren Fällen“ 8,2 % der Gruppe von 
Frauen mit Schwangerschaftsabbruch.

Auf S. 42 des Abschlussberichts wird 
mitgeteilt, dass die „finale Stichprobe … 
608 Frauen mit ungewollt eingetretener 
abgebrochener Schwangerschaft“ umfass-
te. „Für die Auswertungen der Themen-
komplexe Versorgung und Information 
wurden nur Schwangerschaftsabbrüche 
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berücksichtigt, die in Deutschland vorge-
nommen wurden (n = 594). Für die Aus-
wertungen zu den Themen Lebenslagen, 
Entscheidungsprozesse und Stigmatisie-
rung wurden alle Befragten mit Abbruch ei-
ner ungewollt eingetretenen Schwanger-
schaft einbezogen…“ (S. 42). Das ver-
wundert, da alle kritischen Schlussfolge-
rungen des ELSA-Teams hinsichtlich der 
aufgeführten Themenstellungen sich stets 
auf die Bundesrepublik und einen für die-
ses Land postulierten, dringenden Verän-
derungsbedarf beziehen, wozu 14 der ant-
wortenden Frauen (2,3 % der Stichprobe) 
aber keinen Beitrag leisten konnten, weil 
sie die Versorgungssituation beim 
Schwangerschaftsabbruch in Deutschland 
gar nicht kennengelernt haben.

In einer Tabelle auf den Seiten 45/46 
des Abschlussberichts sind wichtige so-
ziodemografische Daten zusammenge-
stellt, an denen sich erneut die Zweifel 
an der Repräsentativität der Einwohner-
meldeamt-Stichprobe überprüfen las-
sen: Unter den Frauen mit ungewollt 
eingetretener, ausgetragener Schwan-
gerschaft weisen 64,8 % einen höheren 
oder hohen Bildungsstand gemäß der 
Definition des ELSA-Teams auf und 
76 % unter den Frauen mit gewollt ein-
getretener Schwangerschaft.

Eine wichtige methodische Frage ist, 
wie lange der Schwangerschaftsab-
bruch, zu dem die Frauen mit dem on-
line-Fragebogen befragt wurden, zu-
rückliegt. Auf S. 43 des Berichts findet 
sich die Antwort: Bis 5 Jahre: 74,3 %; 
6–10 Jahre: 12 %; 11 Jahre und mehr: 
13,7 %. Damit ist der Schwanger-
schaftsabbruch für ein Viertel der an 
der Befragung Teilnehmenden ein mehr 
als fünf Jahre zurückliegendes Ereignis, 
zu dem zum Teil sehr detaillierte Anga-
ben erfragt, zu dem Aussagen über vor-
handene Barrieren gemacht und Gefühle 
z. B. bezüglich einer möglichen Stigma-
tisierungssituationen aus der Erinne-
rung hervorgeholt werden sollen.

Einige wichtige 
Befragungsergebnisse

Nachfolgend werden einige im Bericht 
publizierte Ergebnisse referiert, wobei 

diese selektive Zusammenstellung und 
Kommentierung sich auf das Teilkollek-
tiv von Frauen mit einem Schwanger-
schaftsabbruch konzentriert.

Zunächst wird auf S. 246 darüber infor-
miert, dass „…die Pflichtberatung für ei-
nen Schwangerschaftsabbruch … von 
12,2 % der Befragten aufgesucht [wur-
de], die eine ungewollt eingetretene 
Schwangerschaft ausgetragen haben…“. 
(Hier wie an anderer Stelle im Ab-
schlussbericht wird nahezu durchgehend 
der wertende Ausdruck „Pflichtberatung“ 
verwendet, wenn es um die Schwanger-
schaftskonfliktberatung geht.) Von die-
sen 70 Frauen wurde als Grund für das 
Aufsuchen einer Schwangerschaftskon-
fliktberatung durch 79,6 % der Befrag-
ten angegeben, dass sie sich Hilfe bei 
ihrer Entscheidung zum Austragen oder 
Abbrechen der Schwangerschaft erhoff-
ten (S. 252). Eine wichtige Information 
im Hinblick auf die Bedeutung der 
Schwangerschaftskonfliktberatung resp. 
der dort tätigen Beraterinnen und auch 
der gesetzlich vorgegebenen dreitägi-
gen Wartezeit ist, dass „…ein Drittel 
(33 %) der Frauen mit ungewollt einge-
tretenen ausgetragenen Schwanger-
schaften, die eine Schwangerschaftskon-
fliktberatung aufgesucht haben, [an]ge-
ben …, dass die Beratung oder die ge-
setzliche dreitägige Bedenkzeit dazu bei-
getragen hat, sich umzuentscheiden…“ 
(S. 253).

Von dem o.g. Kollektiv suchten etwas 
mehr als 84 % der Frauen, „die einen 
Schwangerschaftsabbruch in Betracht 
zogen, suchten ihre übliche Gynäkologie-
praxis auf. … Von den übrigen Frauen 
gaben 8,0 % an, dass sie keine üblicher-
weise besuchte Praxis hatten...“ 
(S. 250). Dies unterstreicht, ebenso wie 
nachfolgend dargestellte Befragungsre-
sultate, die Wichtigkeit der Frauenärz-
tinnen und Frauenärzte im Entschei-
dungs- und Betreuungsprozess, aber 
auch das Vertrauen, dass die schwange-
ren Frauen zu ihren niedergelassenen 
Ärztinnen und Ärzten haben. 

Im ELSA-Abschlussbericht werden ab S. 
254 ausführlich „Erfahrungen von Frau-
en bei ungewollt eingetretenen abgebro-

chenen Schwangerschaften“ dargestellt. 
„Es sei an dieser Stelle nochmals ange-
merkt, dass es sich bei der Stichprobe 
um keine Zufallsauswahl…“ handelt (Zi-
tat S. 254 des Abschlussberichts). Auf 
S. 265 wird darüber berichtet, dass im 
Rahmen der ELSA-Studie nach „erlebter 
Stigmatisierung“ in zwei Zusammenhän-
gen gefragt wurde, nämlich
1.  „Stigmatisierungserlebnisse im so-

zialen Umfeld: 
– Es gab jemanden, der von mir 

enttäuscht war. 
– Es gab jemanden, der mir Vorwür-

fe gemacht hat. 
– Es gab jemanden, der schlecht 

über mich geredet hat. 
– Ich wurde vor der Beratungsstelle 

oder der Klinik oder Praxis, in der 
der Schwangerschaftsabbruch 
stattfand, von Demonstrierenden 
belästigt…“ und

2.  „Stigmatisierungserlebnisse bei der 
medizinischen Versorgung: 
– Ich wurde von der Ärztin/dem 

Arzt/dem medizinischen Personal 
mit Vorwürfen konfrontiert.

–  Ich wurde von der Ärztin/dem 
Arzt/dem medizinischen Personal 
dazu angehalten, meine Schwan-
gerschaft auszutragen…“ 

Wobei offenbar Mehrfachnennungen 
möglich waren, was im Bericht nicht 
explizit erwähnt wird, aber aus den 
dargestellten Prozentzahlen geschluss-
folgert werden kann. In die Rubrik 
„Stigmatisierungserlebnisse“ gehört, 
dass 7,7 % der teilnehmenden Frauen 
berichtet haben, „beim Aufsuchen einer 
Klinik oder Praxis in der frühen Phase 
der Schwangerschaft von medizinischem 
Personal dazu angehalten worden zu 
sein, ihre Schwangerschaft auszutra-
gen...“, und 5,7 % wurden mit Vorwür-
fen, die nicht näher spezifiziert wer-
den, konfrontiert (S. 266). Insgesamt 
hatten aber fast drei Viertel (72,8 %) 
der befragten Frauen mit einem 
Schwangerschaftsabbruch keine Stig-
matisierungserlebnisse – weder im so-
zialen Umfeld noch im Rahmen der me-
dizinischen Versorgung, und 14,9 % 
berichteten nur über eine solche Situa-
tion, so dass insgesamt also 87,4 % 
der Schwangeren mit dem Ziel eines 
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Schwangerschaftsabbruchs sich an kei-
ne oder nur an eine erlebte Stigmatisie-
rung erinnerten (im Bericht S. 266).

Auf den Seiten 274/275 des Berichts 
geht es um den Informationsbedarf 
der befragten Frauen mit ungewollt 
eingetretener, abgebrochener Schwan-
gerschaft: 90,4 % der Befragten gaben 
an, dass es dabei vor allem um Aspek-
te gehe, die sich unmittelbar auf den 
Schwangerschaftsabbruch beziehen. 
Als Informationsquellen geben die Be-
fragten zu 70 % Beratungsstellen, zu 
51,9 % Arztpraxen sowie zu 51,7 % 
Webseiten und Suchmaschinen an. Am 
häufigsten wurde eine Schwanger-
schaftskonfliktberatungsstelle gesucht, 
wobei als wichtigste Informationsquel-
len mit jeweils knapp 45 % das Inter-
net mit Webseiten und Suchmaschinen 
sowie – auch hier – Arztpraxen ge-
nannt wurden. Frauen mit niedrigerem 
Bildungsstatus nutzten Arztpraxen 
häufiger als Informationsquelle 
(S. 276/277). Auch bezüglich der 
Adressenbeschaffung für eine Einrich-
tung, die den gewünschten Schwan-
gerschaftsabbruch durchführt, waren 
Ärztinnen und Ärzte für die Frauen 
wichtig; mit 39,3 % waren sie neben 
den Beratungsstellen (39 %) die meist 
genannte Quelle (S. 277). 311 der Be-
fragten mit einem Schwangerschafts-
abbruch (57,7 %) berichteten über 
„Informationsbarrieren“. Die Antwor-
ten waren auch hier vorgegeben und 
Mehrfachnennungen möglich. Im Ab-
schlussbericht werden als Barrieren bei 
der Informationssuche etwas überra-
schend eingestuft „…am häufigsten 
die Angst…, dass schlecht über sie ge-
dacht werde (55,3 %) …“, „(50,5 %) 
… Schwierigkeiten, die damit zusam-
menhingen, dass sie ihren Schwanger-
schaftsabbruch geheim hielten. Ein 
Drittel der Befragten mit Informations-
barrieren (33,8 %) verwies auf Schwie-
rigkeiten, im Internet gute Informatio-
nen zu finden…“, weitere „Barrieren“ 
sind: „…zu wenig Zeit: 24,8 %“, „kein 
Wissen, wo gesucht werden kann: 
23,8 %“, „nicht getraut, nach Informa-
tionen zu fragen: 22,2 %...“. (S. 279/ 
Abb.). Die befragten Frauen schätzten 
(dennoch) ihren Informationsstand 

zum Schwangerschaftsabbruch zu 
80,3 % als „umfassend und unproble-
matisch“ (S. 279) ein, was sich in die 
zahlreichen positiven bzw. erfreulichen 
Ergebnisse der ELSA-Studie einreiht. 
Dies trifft auch für die Gruppe einbe-
zogener Frauen mit Migrationshinter-
grund bzw. -erfahrung zu: Informati-
onssuchende Frauen, „deren Haushalts-
sprache nicht (bzw. nicht ausschließ-
lich) Deutsch ist“, berichteten zu fast 
82 % Informationen in einer von ih-
nen beherrschten Sprache erhalten zu 
haben (S. 279). Im Abschlussbericht 
heißt es dazu, „dass der Bedarf an 
fremdsprachigen Informationsangebo-
ten zu einem wesentlichen Teil gedeckt 
ist…“ (S. 279). 

Ab S. 281 des ELSA-Abschlussberich-
tes werden „Erfahrungen mit der medi-
zinischen und psychosozialen Versor-
gung bei Schwangerschaftsabbrüchen“ 
mitgeteilt. Fast 83% der befragten 
Frauen gaben demnach an, bei den 
ersten Anzeichen einer möglichen 
Schwangerschaft, soweit sie eine sol-
che Praxis hatten, die von ihnen übli-
cherweise besuchten Frauenärztinnen 
oder Frauenärzte aufgesucht zu haben. 
Die Erfahrungen beim Besuch der gy-
näkologischen Praxis wurden von den 
meisten teilnehmenden Frauen positiv 
bewertet: In 92,7 % wurde in der 
Arztpraxis Wert auf Privatsphäre ge-
legt, jeweils mehr als 80 % der Frauen 
„…vertrauten der Ärztin oder dem Arzt, 
hatten das Gefühl, dass ihre Meinung 
respektiert wurde und erhielten alle be-
nötigten Informationen. Drei Viertel der 
Befragten geben an, dass sich die Ärz-
tin oder der Arzt ausreichend Zeit für 
ihre Anliegen nahm. Zwei Drittel der 
Frauen erhielten Informationen über 
die verschiedenen medizinischen Me-
thoden eines Schwangerschaftsab-
bruchs…“ (S. 283). Auch über den 
weiteren Verlauf nach der ärztlichen 
Feststellung der Schwangerschaft äu-
ßerten sich die Frauen, die einen 
Schwangerschaftsabbruch durchführen 
lassen wollten, positiv: Die Behand-
lung durch das medizinische Personal 
wurde (Mehrfachnennungen möglich), 
„als respektvoll (64,8 %), freundlich 
und einfühlsam (52,0 %) oder als neu-
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tral und sachlich (53,2 %)“ bewertet 
(S. 285/286). Um einen Termin für 
den Schwangerschaftsabbruch zu er-
halten, fanden 71,7 % der befragten 
Frauen schon nach einer Kontaktauf-
nahme eine Praxis oder Klinik für die 
Durchführung des Abbruchs, weitere 
12,5 % mussten lediglich eine zweite 
Einrichtung kontaktieren, das sind ins-
gesamt 84,2 % (S. 289). Die Gründe 
für die Notwendigkeit des „Zweitkon-
takts“ (z. B. Praxis geschlossen, tele-
fonisch nicht erreicht, Urlaubszeit 
usw.) wurden offenbar nicht erfragt. 
Nicht überraschend fanden es 57,7 % 
der Befragten sehr leicht und weitere 
22,4 % eher leicht, eine Einrichtung 
für ihren angestrebten Schwanger-
schaftsabbruch zu finden, insgesamt 
sind das vier Fünftel der Frauen (S. 
290). Auf der Seite 291 des Abschluss-
berichts finden sich Angaben zur Ent-
fernung der Praxis oder Klinik, in der 
die Frauen den Schwangerschaftsab-
bruch durchführten bzw. durchführen 
ließen: „Bei etwa der Hälfte der Be-
fragten (52,8 %) lag die Praxis oder 
Klinik, in der der Schwangerschaftsab-
bruch durchgeführt wurde, nicht weiter 
als 10 Kilometer von der eigenen Woh-
nung entfernt … Bei 32,2 % betrug 
die Entfernung zwischen 10 und 50 
km...“, insgesamt sind das also 85 % 
(S. 291). Zur Einordnung dieser Entfer-
nung hier beispielhaft Angaben zu den 
größten (Ost-West-)Ausdehnung eini-
ger deutscher Großstädte: Berlin 
45 km, München 26,9 km, Hamburg 
41,3 km, Leipzig 21,3 km und Dresden 
27,1 km. Nicht unerwartet stuften 
64,8 % der Befragten die „persönliche 
Erreichbarkeit der Einrichtung für den 
Schwangerschaftsabbruch“ als sehr gut 
und weitere 26,2 % als gut ein, das 
sind zusammen 91 % (S. 292). Ab S. 
304 der Abschlussberichts geht es da-
rum, ob der Schwangerschaftsabbruch 
operativ oder medikamentös erfolgte: 
„Bei den befragten Frauen wurden 
59,2 % der Schwangerschaftsabbrüche 
operativ durchgeführt. 40,8 % der Be-
fragten haben einen medikamentösen 
Schwangerschaftsabbruch durchführen 
lassen…“. Nur 4,1 % der Frauengaben 
erhielten nicht die von ihnen bevor-
zugte Methode (S. 305), nur 9 Befrag-

te gaben an, dass die Einrichtung 
nicht die von ihnen bevorzugte Metho-
de anbot (1,5 %). Insgesamt, so wird 
im Abschlussbericht ausgeführt, hat 
der Anteil der medikamentösen Abbrü-
che insbesondere in den letzten zehn 
Jahren deutlich zugenommen (S. 304).

159 Frauen berichteten im Rahmen der 
Online-Befragung über Erfahrungen 
mit dem ärztlichen und nichtärztlichen 
Personal beim Schwangerschaftsab-
bruch: In 97,4 % wurde die Meinung 
der Frauen durch die Ärztinnen und 
Ärzte respektiert; 94,2 % der Frauen 
gaben an, Vertrauen zur Ärztin oder 
zum Arzt zu haben; alle benötigten 
Informationen erhielten 91,7 %; in 
85,8 % nahmen sich die Ärztin und 
Ärzte ausreichend Zeit für die Schwan-
gere (S. 310). „Die deutliche Mehrheit 
der befragten Frauen fühlte sich bei 
dem Schwangerschaftsabbruch von der 
Ärztin oder dem Arzt respektvoll (78,8 
%), freundlich und einfühlsam (64,7 
%) oder neutral und sachlich (62,8 %) 
behandelt. Berichte über eine unfreund-
liche Behandlung oder zu einer Einfluss-
nahme auf die Entscheidung, die 
Schwangerschaft auszutragen oder ab-
zubrechen, beschränken sich auf Einzel-
fälle...“ (S. 310/311).

Schlussfolgerungen aus den 
referierten Ergebnissen der 
ELSA-Studie

1. Die umfangreichen, wichtigen und 
interessanten Resultate der ELSA-
Studie beruhen auf der Analyse 
nicht-repräsentativer Kollektive.

2. Insgesamt erstaunen aufgrund die-
ser u. a. methodischer Schwächen 
die zum Teil sehr weitgehenden 
und zum Teil einseitigen Interpre-
tationen der Daten, ohne dass die-
se relativiert werden oder zumin-
dest auf die deutlichen Limitatio-
nen der Studienteilergebnisse hin-
gewiesen wird. 

3. Die Befragungen und Analysen, die 
im Rahmen der ELSA-Studie durch-
geführt wurden, zeigen eine hohe 
ärztliche Versorgungsqualität und 
ein großes Vertrauen in die Ärztin-
nen und Ärzte.

4. Die veröffentlichten Ergebnisse der 
ELSA-Studie sind nicht dazu geeig-
net, für die Bundesrepublik ein 
„Versorgungsproblem“ zu bewei-
sen; die Resultate unterstreichen 
vielmehr eine gute bis sehr gute 
Erreichbarkeit und „Versorgung mit 
Schwangerschaftsabbrüchen“ in 
Deutschland. 

5. Es fanden sich keine Hinweise auf 
wesentliche Informations- oder Zu-
gangsbarrieren. 
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